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verngspretsr I « kt- rtsrnh « und auswLrt« stet in» Hau» geliefert für Mürz *800 ■* — Linzelnummer 150 Jk — « nteigenzegühr : 125 Jt für 1 mm Höh« und eia Siebentel Breite. Briest und >
« etter frei. Bei Wteder- elunge« t-riffefier « atatt , ter «l» Kassenrabatt gilt und «erweigert werde« bau«, wenn nicht binnen vier Wachen nach Empfang der Rechnung Zahlung »rfalgt. « mtliche « «»eigen flud direkt
an bst Geschäftsstelle der « arllruher Zeitung, Badischer ktaattanzeiger , « arl -Friedrichpr. 11 z» sende« und werden i» veretnbaruug mit dem Ministerium de« Zauer » berechnet. Bei « lageerbebung , ,wang»i»«iser veitreibu »a
und Kenkursrerfahre« stillt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Falle den höherer Gewalt, Streik, Sperre» Aussperrung, Maichtneubruch» Betriebsstörung im eigene» Betriebe «der tu denen unserer Lieferant«»
ha« der Inserent bitu Ansprüche fall« db Zeitung «erspiltct, in beschriinktem Umsange «der nicht erscheint. — Kür »elephanisch« Abbestellung »an Anzeigen wird bin « Gewahr übernommen. Underkaugt« Drucksache » und

Manuskripte werde « nicht turückgegebeu und «» wird stwerlei Verpflichtung j» irgendwelcher Bergütaug itbernomme».

Amtlicher Teil . Autrut!
Licdtspielgesetz .

** Um einen Überblick über die Zuwiderhandlungen gegendas .Lichtspielgesetz zu gewinnen , hat der Reichsminister desInnern an die Länder das Ersuchen gerichtet , ihm regelmässigÜbersichten über die von den Polizeibehörden gemach¬ten Feststellungen von Borführungen gesetz- und zensuctm -
driger Bildstreifen einzusenden . Mit der Zusammenstellungdieser Übersichten ist in Baden das Landespolizei -amt betraut worden .

Frankreich und die Türkei .
Türkische Absage an de« Westen und Freundschaft mit dem

Osten .
**

* Aus Konstantinopel , im Februar , wird unS geschrieben :Der Abbruch der Berhandlungen in Lausanne hat die öffent¬
liche Meinung in der Türkei sehr stark gegen die Westmächte ,
sstsbesondere aber gegen Frankreich erregt . Sowohl die Zei¬
tungen in Angora , wie die hiesigen richten scharfe Angriffe
gegen das Land , das man als einen Freund des KemcSismus
betrachten zu dürfen geglaubt hatte .

Am deutlichsten werden die Angorablätter , die Frankreich
Habgier und Gewinnsucht vovwerfen . So schreibt die Zeitung
„Hakimijet -i-milije "

: „Die Türkei hat ihre Friedensliebe be¬
wiesen , aber die Mächte , Frankreich an der Spitz «, wollen die
Hand auf unsere Unabhängigkeit legen . Frankreich hat mit
seiner Haltung nicht nur den gegenwärtigen Frieden verzö¬
gert , sondern trägt auch die Berantwortung für alles daraus
folgende Unheil .

" Das Blatt sagt dann weiter , es habe die
schnöde Gewinnsucht Frankreichs nicht erwartet . In ähnlicherWeise wirst die Zeitung „ Tak " den Franzosen und Italienernvor , um ein paar Franken den Frieden aufs Spiel gesetzt zuhaben und aus Freunden zu erbarmungslosen Feinden ge¬worden zu sein .

Am drohendsten drückt sich die Zeitung „ Jeni Gün " aus .
Frankreich habe ein unehrliches Spiel getrieben . „ Wir meinen ,
dass mit dem Abbruche der Verhandlungen nicht nur das Mu -
dania Abkommen , sondern auch das von uns mit Franklin .
Bouillon abgeschlossene Angoraabkommen hinfällig geworden
ist, denn dieses sollte erst mit dem Friedensschlüsse endgültig
wirksam werden . Frankreich in erster Reihe will die Türkei
wirtschaftlich versklaven ." Dieses Blatt erklärt auch , datz zwi -
schen Poincare und dem Griechenjreuude Clömenceau kein
Unterschied bestehe .

Auch der hiesig« „ Jkdam „ steht in Frankreich den Haupt -
schatldigkn an dem Abbruche der Konferenz . Wohl liege die
Schwierigkeit im wesentlichen in finanziellen und wirtschaft¬
lichen Fragen , aber diese Fragen stünden im engsten Zusam¬
menhänge mit der Unabhängigkeit und Souveränität der Tür¬
kei. Deshalb handle es sich für die Entente dabei allerdings
nur um Geldfragen , für die Türkei aber um eine Lebensfrage .

Je stärker das Mihtrauen , um nicht zu sagen , die Abnei¬
gung der Angora -Türken gegen die Westmächte , mich das bis -
her mit Vertrauen betrachtete Frankreich , wird , desto mehr
suchen sie ihre Position durch einen möglichst engen Zusam¬menschluß des Gesamtmohamrdanismus zu stärken . So find
sic eifrig darauf bedacht , das Verhältnis zu den Arabern bes¬ser zu gestalten — vor dem Weltkriege und auch noch im Welt¬
kriege selbst war dieses Verhältnis so schlecht wie nur denkbar— und hervorragende arabische Persönlichkeiten werden hierund in Angora sehr hofiert . In jüngster Zeit ist eine afgha .
Nische Dkission, die in Angora eingetroffen ist, dort mit beson¬derer Auszeichnung ausgenommen worden . Diese Mission ,geführt von Haidar und Ahmed Ali Chan , hat Mustafa Kemalein Handschreiben des Emirs von Afghanistan und einen
hohen Orden überbracht . Sie ist über Bombay , Ägypten und
Mersina nach Angora gereist . Die Führer der Mission erwi¬dern die ihnen durch den schmeichelhaften Empfang in Angora
bewiesene Aufmerksamkeit durch die Versicherung , datz sie und
ihre Landsleute die gröhte Freundschaft für die Türken hegtenund dack man in Afghanistan über die türkische « Siege sehr
beglückt gewesen sei . Auch ' der Emir von Afghanistan sei sehr
türkenfreundlich gesinnt und bekundete dem türkischen Ge¬
sandten in Kabul , Fachri , Pascha , das grötzte Wohlwollen .
Dieser spiele in Kabul eine größere R »lle als die Vertreter
Englands und Frankreichs . Die Führer der Mission erklärten
weiter , datz sie auf ihrer Reise durch Indien festgestellt hätten ,datz den dortigen Mohamedanern die Grötze u «b Unabhängig¬keit der Türkei sehr am Herzen liege .

Aus alld . m ersieht man wieder , einen wie starken Eindruck
»ie Erfolge Kemaks aufs die Mohamodaner aller Länder ge¬macht haben , und es ist begreiflich , datz diese Tatsache zur Stei¬

gerung des SelbstbewutztseinS der Kemalischeu erheblich bei -Mgt

Der Badische LandeSauSschuß für das Deut¬
sche Bolksopfer , der am 2K. Februar 1923 unter dem
Vorsitz des badische » Staatspräsidenten gebildetworden ist und in dem alle Berufs - « nd ErwerbS -
kreise des badischen Bolles , die RSohlfahrtS -
organifattouen , sowie die Städte und Gemein¬den vertreten sind , schließt sich dem Aufruf , den der
Reichspräsident und die Retchsregierung gegen französisch -bel¬
gische Gewaltpolitk und für zähe Abwehr des Einfalls in das
Nuhrgebiet erlassen haben , vollinhaltlich an und richtet die
dringende Bitte an das badische Bolk , da » HllfS -werk für die schwer bedrängten Volksgenossen an Ruhr und
Rhein , sowie im badischen besetzten Gebiet nachdrüMchst zuunterstützen .

Große Mittel werden benötigt , jede , auch die kletusteG a b e i st w i l l k o m m e n ! k
Karlsruhe , de» 9. März 1923-

Allgem . Deutscher Gewerkschastsbund , Landeskartell Bade ».Allgemeiner freier Angestclltenbund , Geschäftsstelle sür Baden .Deutscher Gewerkschaftsbund » Baden .
Gewerkschaftsring .
Badischer Beamtenbund .
Allgemeiner deutscher Beamtrnbund .
Badischer Lehrerbund .
Landeszentrale des badischen Einzelhandels .Verband südwestdeutscher Industrieller .Verband südwestdeutscher Journalisten und Schriftsteller .Verein südwestdeutscher Zeitungsverlegrr .

Die aufgebrachte « Mittel werben restlos dazu verwende »werden , um Notstände aller Art im alt - und neu¬besetzten Gebiet « ich sonstige durch den Einspruch Ut .Franzosen und Belgier der deutschen Bevölkerung unmittelbar
erwachsende « Schäden zu beheben oder zu milder ».Spenden wollen unter dem Namen „Deutsches Bolksopferfür Baden " an die Badische Baak tn KarlSruh «(Postscheckkonto Karlsruhe Nr . 3010 ) eingesand »werden .

Die bisherige » Einzelsammelstellen werden gebeten , ihre
verdien st volle Sammeltätigkeit fortzuset -
ze « und deren Ertrag ebenfalls an die Ba dische Bank z«
überweisen . Das Ergebnis dieser Sammlung , sowie die un¬
mittelbar an den Landesausschuß überwiesenen Spenden wer -,den im Staatsanzeiger veröffentlicht werden .

Caritasverbnnd für die Erzdiözese Freiburh .Badischer Landesverein für innere Mission .Bund israelitischer Wohlfahrtsvereinigungen in Baden -Badischer Landesverein vom Roten Kreuz .Badischer Frauenverein .
Badischer Städteverband .
Badischer Städtebund .
Badischer Gemeindeverband .
Badische Landwirtschastskammer .
Badischer Industrie - und HandrkstagBadischer Handwerkskammertag .

Die Franzosen tm Nbeinauer Daten .
Besetzung des Mannheimer Zollamts .
Mannheim , 8. März . Heute morgen 8 Nhr erschienenfranzösische Offiziere im Hauptzollamt Mannheim ,und erklärten dem Vorstand der Dienststelle » datz alle deut¬sche » Beamten abgesetzt seien und ihnen der Zutrittzu den Diensträumen untersagt sei. Auf die Anfrage deS Vor¬standes der Dienststelle , auf welch« Anordnung die Besetzungdes Zollamts erfolge , wurde erwidert , ans Befehl der in¬teralliierten Rheinlandkommisssion . Darauferklärte der Vorstand , , daß er lediglich den Weisungen seinerBehörde Folge leiste und nur der Gewalt weiche. Das Ge¬bäude wurde hierauf mit Beschlag belegt . Am Haus brachtendie Franzosen einen Anschlag an , der den Zusatz enthielt , datzdie Beamten , die bereit seien , in sranzösische Dienste zu treten ,sich beim Vorstand des französischen Zollamts melden sollten .

Der Ikbeinauer Daten besetzt .
Mannheim » 8. März . Es wird soeben gemeldet : Etwa139 Franzosen sind um % 3 Uhr im Rheinauhafen auf demLa —pfer „Parsifal " gelandet . Sie marschieren in der Rich¬tung Rh inan .

Es wird ans Mannheim weiter gemeldet : Die Franzosenbesetzten daS Zollamt » den Speiseraum im Elektrizi¬tätswerk , sowie den Bahnhof Rheinau . Dort ver¬langte « sie, daß die Girterabserttgung bis abends 6 Uhr fürsie frei gemacht werde .
^

WTB . Mannheim „ 8 März . Die Besetzung des Rhein -a u e r Hafens ist in der Weise erfolgt , datz der Dampfer„ Parsifal " in Begleitung weiterer Schtffe ungefähr eine
Kompagnie weißer französischer Truppen miteiner Feldküche und Maschinengewehren landeten .Um eine militärische Besetzung scheint es sich insofern nicht z «Handel », alS heute früh keine Posten anfgestrllt find . ES sindvielmehr die Truppe » »»« etwa 149 Man » nur im Hafengrbieteinqnarttert worden und zwar im Speisesaal des Elektri¬
zitätswerke » gegenüber dem Zollamt in der Güter ,halle des Bahnhofes und einigen Sälen der Sun -licht - Seifenfabrik Die Räumung des Zollamtesist verlangt worden . Der Ort Rheinau ist « i ch t besetzt wor¬den . Mtt der Abschnürung des Rhrinaner Hafens ist das ganzeRaanhrimer Hafingebiet nunmehr in der Hand der Franzosen .

Uder die Besetzung des Rheinauer Hafens schreibt die „R .Bad . Ldsztg ." folgendes :
„ Am frühen Nachmittag landete an der Altriper Fähre der

Dampfer „Parsival "
Truppen in Stärke von etwa einer Kom¬

pagnie unter dem Befehl von 3 Offizieren . Das Kommando
zog , unter Führung eines Offiziers mit Karte chne Halt zumachen bis Rheinau . An der Abzweigung der Bahnlinie zumRheinanhasr «, die vom Bahnhof Rheinau abgeht , wurde Haltgemacht , und dann begann die Aufstellung der Posten nachrückwärts . Auch an den anderen Abzweigungen wurden Po¬sten aufgestellt . DaS Güteramt Rheinau wurde besetzt . ESwurde verlangt , datz die unteren Dienstzimmer geräumt wür¬den . Der Offizier wollte Akten und Pläne haben , doch wurdeihm mitgeteilt , das; solche nicht verhanden seien . Dann wurdeder Übergang , der von den Gleisanlagen des Hafengebiets zurHauptstrecke führt , mit Posten gesperrt . Kurz vorher , als die

Franzosen schon da waren , waren noch zwei Züge auSge -fahren .
Dann ging eine Abteilung in das Zollamt Rheinau , das ge¬genüber dem Elektrizitätswerk liegt . Dieses selbst blieb unbe¬helligt , dagegen wurde die Kantine des Werkes als Quartierbelebt . Im Zollamt verlangte man sofortige Räumung , dadas Amt am anderen Tage requiriert würde .
Eine Patrouille von 6 Mann ging dann in nahegelegene »Fabriken auf die Suche nach Quartieren . Das StahlwerkMannheim wurde ausgesucht , aber bald wieder verlassen . Da¬gegen verlangte man in der Sunlichtfabrik die Hergabe vonBüroräumen für Quartierzwecke , da diese durch Zentralheizunggeheizt seien . Die Leitung des Werkes wies nachdrücklich aufdie dadurch entstehende Schädigung der Fortführung des Betrie -bes hin und lehnte die Verantwortung sür etwaige Folgen ab .Daraufhin begnügte man sich mit den ebenfalls heizbare «Speiseräumen der Arbeiter , einem grossen und zwei kleinere »Sälen . Auf den Hinweis der Fabrikleitung , dass aber am fol -genden Tage unbedingt die Arbeiter wieder dor» essen müss-ten , wurde eine Räumung versprochen , für den Fall , datz manetwas anderes Geeigneteres finde . Vor der Fabrik warenMaschinengewehr - und Packwagen sowie eine Feldküche auf .gefahren .

Auf der Altriper Fähre wurde Stroh für die Quartiere her¬übertransportiert , das drüben mit Bagagenwagen an - unddiesseits mit Wagen abgefahren wurde . An der Fähre standenam diesseitigen Ufer zwei Posten mit ausgepflanztem Gewehr «Das nahe gelegene Kraftwerk Rheinau wurde , entgegen auf¬tauchenden Gerüchten , wie gesagt , nicht behelligt .Man gewann den Eindruck , dass mit Ausnahme der Unter¬bindung des Verkehrs am Güteramt Rheinau , der Donnerstagin der Hauptsache für die Belegung der Quartiere bestimmtwar . Die eigentlichen Maßnahmen — zweifellos eine Zollinie— sind wohl erst für Freitag früh zu erwarten ."

Die Rechtslage der Dakenbesetzung von
Mannheim und Ikarlsruhe .

Von gut unterrichteter Seite gehen uns folgende Darlegun¬gen über die Rechtslage in bezug auf die Besetzung der
Rheinhäfen Mannheim und Karlsruhe zu :

Das Gebiet , zu dessen Besetzung die Entente auf Grün «des Friedensvertrages berechtigt ist, ist in dem Artikel 428des Versailler Vertrages und im Artikel 1 des dem Friedens¬vertrag angeschlossenen Rhrinlandabkommens genau bestimmt ,nämlich das linke Rheinufer und dir Brückenköpfe von Köln ,Koblenz und Mainz , die seit dem Waffenstillstand vom 11. No¬vember 1918 besetzt sind , sowie das Kehler Brückentopfgebier ,dessen Ausdehnung durch den Art . 7 des Zusatzabkommensvom 16 . Januar 1919 zum Waffenstillstand genau bestimmtist . Zur Besetzung der obenbczeichneten Gebiete hat Deutsch¬land , wenn auch erzwungen , seine Unterschrift gegeben . Dt »
Häfen von Mannheim und Karlsruhe liegen auf dem rechte »
Rheinufer ausserhalb der Brückenköpfe, gehören also nicht zu »
besetzten Gebiet . im Sinne der Verträge .

AIS nun bald nach dem Waffenstillstand klein« Truppe ^kommando » der Entente in die Häfen von Karlsruhe u «
Mannheim einrückten , hat die Reicksregierung sofort g-g«
diese Vertragsverletzung Einspruch erhoben . In s« ner « »-
widerung auf die wiederholten Noten der deutsche« Regreru «G



hgt der Botschafterrat ausdrücklich bestritten, das; es sich um
eine Besetzung Handke und der Sache die Austegüng . gegeben,
daß die kleinen Komntayvos lediglich Konrollposten der Jnt .rr -
«Mitten Schiftahttskommissio«» die in Köln; ihren Sitz hat,
seien und daß diese nur die Aufgabe hätten , die Übermittlung
uiii) Ausführung der Befehle dieser Kommission zu über«
wachen . In Verfolg dieses Standpunktes wurde im weiteren
Verlauf von der Entente s. Zt . verfügt , daß die Kommandos
ohne Gewehr, lediglich mit der Pistole bewaffnet und mit der
rot-weißen Armbinde der Interalliierten Schiffahrtskommis¬
ston , ihre Dienste tun . Bei der Rechtfertigung dieser Kon¬
trollposten berief sich die Enteilte auf die Klausel 1 der Zusatz¬note 2 zum Waffenstillstand, die durch Art . 212 des Friedens¬
vertrags aufrecht erhalten ist. Diese Begründung ist jedoch
rechtsirttumlich , da durch die angezogene Bestimmung nur die
linksrheinischen Verkehrswege »den Rhein inbegriffen " sowie
jene , welche auf dem rechten Rheinufer innerhalb der besetzten
Brückenköpfe liegen, der Wefehlsgewalt des Oberkommandie¬
renden der Interalliierten Heere unterstellt sind . Die mili¬
tärisch Befehlsgewalt endet also am rechten Rheinufer und er¬
streckt sich nicht auf solche Hafenanlagen außerhalb der besetzten
Brückenköpfe , die sich dom Rhein scharf getrennt östlich vom
rechten Rheinufer befinden. Dies trifft aber für die Mann¬
heimer Häfen und erst recht für den fast eine Wegstunde vom
Rhein entfernten , mit ihm nur durch einen Stichkanal ver¬
bundenen Karlsruher Hafen zu.

Aus diesen Darlegungen ergibt sich zweifelsfrei, daß die
Franzosen auch nicht den Schein eines Rechtes für die Be¬
setzung der Häfen von Mannheim und Karlsruhe '

geltend
Machen können. Dies geht auch daraus klar hervor, daß die
Franzosen selbst s . Zt . bei den Kontrollposten, wie oben nach¬gewiesen wurde, den Charakter der Besetzung ausdrücklich be¬
stritten hatten .

' Sie ' haben damit selbst zugegeben, daß auch
sie der Ansicht waren , zu einer Besetzung nicht berechtigt zusein . Wenn aber jetzt französischerseits die Besetzung der
Häfen als „Sanktion " bezeichnet wird, so gestehen die Fran¬
zosen wiederum selbst zu, daß sie sich durch diese Maßnahmenaußerhalb des Rechtes gestellt haben . Im übrigen hat die
badische Regierung nicht unterlassen , die Reichsregierung im¬mer wieder auf die Lage in den badischen Häfen aufmerksamzu niachen und diese hat ihrerseits wiederholt bei der Entente
entsprechenden Protest eingelegt.

Verurteilung der Gtkenburger Weamten.
Bor dem französischen Kriegsgericht in Mainz hat die

Verhandlung gegen den Borstand der Offenburger Be¬
triebsinspektion , Regierungsrat Sänger ., und ge¬gen den Borsteher des Offenburger Postamtes , Postdirek¬tor Krieg , stattgefunden . Regierungsrat Sänger wurde we¬gen Nichtbefolgung militärischer Befehle hinsichtlich des Zug -»rrkehrs zu 50 Tagen Gefängnis veruteilt . Die Un¬
tersuchungshaft wird angerechnet. Das Urteil gegen Postdirek-tor Krieg lautete auf 1 Jahr Gefängnis wegen Nicht¬befolgung militärischer Befehle. Gegen das Urteil soll R e v i -f i o n eingelegt werden .

Die Familie des ausgewiesenen Oberamtmanns Schwöre»und ebenso die Familie des ausgewiesenen BürgermeistersDr . Bührrr haben Ausweisungsbefehl erhalten . Die beiden
Wohnungen , die Dienstwohnungen sind, sind von den Fran¬zosen beschlagnahmt worden. Die Familie des Oberbürger¬meisters Holler ist bis jetzt nicht ausgewiesen, anscheinend, weilFrau Holler erst kürzlich niedergekommen ist . Weiter wird
berichtet , daß die Franzosen in den letzten Tagen ein Plakatangeschlagen haben, in dem die Behauptung aufgestellt wird,nur ein Teil der Beamten und Angestellten sei auf höhereWeisung freiwillig in den Streik getreten .

Postdirektor Mathiae aus Offenburg hatte den ihm voneinem französischen Offizier übermittelten Befehl, den telegra¬
phischen und telephonischen Dienst in seinem Amtsbereich
aufrechtzuerhalten und Ort und Art der Verbindungszentraledes Postamtes Offenburg den Besatzungstruppen mitzuteilen ,nicht befolgt ; er wurde deshalbb zu 1 Jahr Gefängnis ver¬urteilt .

Ikrebl .
Aber die Kehler Besetzung teilt die „Kehler Ztg ." folgendesmit : Dienstag nachmittag ist die in Eisenbahnerkreisen seit

einigen Tagen erwartete erneute Besetzung des hiesigen Bahn¬hofs eingetreten . An den Eingängen zum Bahnhof und den
verschiedenen Büros wurden Posten aufgestellt, ebensoan den Bahnübergängen und Stellwerken , die mit
elsäffischen Eisenbahnern besetzt wurden . Die Maßnahmenhängen damit zusammen , daß der in Appenweier und Offen¬burg beschlagnahmte Güterwagenpark jetzt unter Führungelsaß- lothringischer Eisenbahner nach Stratzburg verbracht wird«nd soll als Vorsichtsmaßnahme gegen Sabotageakte dienen.Das Eisenbahnpersonal hat , soweit es nicht weggeschicktwurde, nach der Besetzung der Bahnhofsanlagen nicht weiter
Dienst getan . Auf der Bahnbauinspektion wurden Akten be-
schlagnahmt. Der Zugsverkehr nach und von Legelshurst ruht .Der Bahnübergang bei der Trickschen Fabrik ist geschlossen,innerhalb der Barriere patrouillieren Posten , der Übergangim Zuge der Hafenstraße ist offen, aber ebenfalls von Posten
besetzt. Am Bahnhofseingang und im Innern des Bahnhofsstehen noch verschiedene Posten . Der Wartesaal 8. Klasse istNachtlokal.

Deutscher « eichstag .
Die Sitzung begann gestern um 2 Uhr . Auf der Tagesord¬

nung steht die 2 . Beratung des Gesetzentwurfes über die Be¬
rücksichtigung der Geldentwertung bei den Struergesetzeu . Die
Vorlage bringt Änderungen in nicht weniger als 14 Steuer¬
gesetzen.

Der Berichterstatter des Ausschusses Abg. Keinath erklärl ,
daß weder durch die Regierungsvorlage noch durch die Aus¬
schußbeschlüsse eine befriedigende Lösung der Aufgabe gefun¬den wurde, die Steuerleistung auf eine wertbeständige Rech¬
nungseinheit einzustellen. Die Vorlage könne nur einen Not¬
behelf für eine vorübergehende Zeit schaffen , indem sie die
Fälligkeitsfristen der Steuer vorverlegt und durch hohe Ber-
zugsziusen eine schleunigere Zahlung der Steuern erzielenwill. Der Ausschuß hat in der Erkenntnis , daß eine befrie¬digende dauernde Lösung nicht möglich sein, eine Befristungdes Gesetzes für das Steuerjahr 1822/23 beschlossen und er-Kt in einer Entschließung die Regierung , die Einkommen-er auf eine gerechtere Grundlage zu stellen.

Abg . Bernstein (Soz .) verlangt eine gründlichere Reform der
deutschen Steuergesetzgebung mit einer nach dem Vorbilde derLohnsteuer vereinfachten Erhebung , die das rechtzeitige Auf¬kommen der Steuern sichert und das Reich gegen Kursverlustebei der Steuerzahlung schützt. Eine gerechte Steuerpolitik seifreilich erst möglich , wenn der Umfang der Reparation sver-pflichtungen Deutschlands endgültig festgestellt sei . Die Be-
ichlüsse des Ausschusses hält der Redner nicht für befriedigend.Er wendet sich vor allem dagegen, daß Wertpapiere oder aus¬ländische Zahlungsmittel nach einem Durchschnittskurs ange¬rechnet werden sollen . Statt dessen beantragt er ihre Ein¬
schätzung nach dem Kurswert am Bilanztage . Ferner beantragtdie Sozialdemokratie die rn der Vorlage enthaltenen Bevor-
(ugungen für die Landwirtschaft zu beseitigen. Abschreibungenollen nach dem Antrag «uf ein Zehntel der Ausschußbeschlüsse

vermindert - werden. Die geschuldeten Steuerbeträge sollen- in
derselben ' Weise erhöht n>«rden , wie '

sich seit dem Fälligkeits¬tag der Goldaufschlag erhöht
'

Hat7 Schließlich wird beantragtdie Wiederherstellung des DepoWvanges , - die weitere Auf¬hebung des Bankgeheimnisses und die Offenlegung der Steuer »
listen. Eine sozialdemokratische

'
Cntschlreßung ersucht die Re - ,gierung , den Termin für die Abgabe der Steuererklärung fürdie Einkommens - und Vermögenssteuer und die Zwangsan¬leihe n^ bt über den 15. April hinaus auszudehnen . ,

Abg . Oe . Helfferich (D . -Natl .) bedauert die Wiederholung derim Ausschuß schon ahgelehnten Anträge der Sozialdemokraten ,dadurch werde die Verabschiedung der Vorlage und damit auchdie baldige Abgabe der Steuererklärungen verzögert . Der
Reichstag sollte den Beschlüssen des Ausschusses zustimmennach dem Motto : »Doppelt gibt wer schnell gibt ! "

Abg . Moldenhauer (D . Vp. ) lehnt die sozialdemokratischenAnträge ab, weil sie auch nur eine Teillösung bieten können.Deutschland stehe jetzt vor der Entwicklung einer neuen Wäh¬rung , die vorbereitet worden sei durch die vom Reiche aus¬
gegebene Goldanleihe . Auf diese Weise würde das Gold zumWertmesser und die Mark lediglich zum Zahlungsmittel ge¬macht . Eine gerechte Steuerregelung werde erst nach Durch¬führung dieses neuen Währungssystems möglich sein. Redner
empfiehlt den Antrag , den Termin für den erhöhten Zeich¬nungspreis der Zwangsanleihe bis Ende April hinauszu¬schieben .

Abg . Herold (Zentr .) tritt für die Auschußbeschlüsse ein und
polemisiert gegen die Ausführungen Wernsteins über die steuer-liche Bevorzugung der Landwirtschaft . Die Regierung habe-das Richtige getroffen, wenn sie den Depotzwang und das .Kundenverzeichnis der Banken beseitigt, aber die Auskunfts¬pflicht der Banken beibehalten habe. Redner begründet dieAufhebung der KapitalertragSstener und empfiehlt einen An¬
trag seiner Partei , wonach im Jahre 1922 erworbene Grund¬
stücke mit dem Anfchaffungspreis zu bewerten sind .

Abg . Merck (Bayer . Bolksp. ) stimmt für seine Freunde der
Auskunftspflicht der Banken und den Beschlüssen des Aus¬
schusses zu, erklärt sich aber persönlich für die Wiederherstel¬lung des Bankgeheimnisses. Dre sozialdemokratischen Anträgelehnt er ab .

Staatssekretär Zapf wendet sich gegen die allgemeine Kritikdes Abgeordneten Bernstein an der Steuerpolitik , vor allem
gegen die Ansicht, daß der Besitz absichtlich geschont werde.Den Arbeitgebern werde durch die Art der Abführung der
Lohnsteuer kein Vorteil geboten.

Abg . Koenen (Komm. ) behauptet , die Anpassung an dte
Geldentwertung werde vor allem nur zugunsten der Besitzen¬den durchgeführt. Dies Gesetz erhebt die Steuerdrückebergerei
zum Prinzip .

Damit schließt die Aussprache, tz 1 des Artikels 1 der Vor¬
lage über Einkommensteuer wird in der Ausschußfassung an¬
genommen.

Heute nachmittag 2 Uhr Weiterberatung . Schluß ¥al Uhr.

Line neue deutsche Protestnote .
Gegen die jüngsten Strafverordnungen der interalliierten

Rheinlandkommission, durch die dem deutschen Eisenbahnper -
sonal die höchsten Freiheits - und Zuchthausstrafen , die Depor¬tation nach belgischen und französischen Gefängnissen sowiedie Todesstrafe angedroht werden, ist durch die deutschen Ber-treter bei den Regierungen in Paris , London und Brüssel eine
Protestnote überreicht worden.Die Note verweist daauf , daß der Zweck dieser Strafbestim¬mungen, die von einer unerhörten Grausamkeit seien, lediglichdarin liege, die deutschen Eisenbahnbedienfteten zu zwingen,sich im Widerspruch mit ihrem Diensteid , ihrem Vaterlands »
gesühl und ihrem Gewissen aktiv an der rechtswidrigen Aktion
Frankreichs und Belgiens gegen Deutschland zu beteiligen.In diesen Bestrebungen erreichen die neuesten Verordnungender interalliierten Rheinlandkommission, die , wie die deutscheRegierung verschiedentlich festgestellt hat , gegen Deutsche einen
sevbst in Kriegszeiten vebotenen Zwang zur Dienstleistung ge¬gen das Vaterland auszuüben versuchen , ihren Gipfel . Die
Leichtfertigkeit, mit der die interalliierte Reinlandkommissionüber Tod oder Leben befindet, gehe so weit , daß sie die Todes¬
strafe an Tatbestände anknüpft , deren Dehnbarkeit der WillkürTür und Tor öffnet . Daß in die Hand der militärischen Ober¬
befehlshaber auch die Bestimmung über die Art der Vollstrek -
kung der Todesstrafe gelegt wird, kann nur , so schließt die
Note, dahin ausgedeutet werden, daß die Exekuion von all
den Rücksichten befreit sein soll, die Humanität und Gerechtig¬
keitsgefühl auch dem schwersten Verbrecher in seinen letztenStunden gewähren . _

Eisenbahnknotenpunkt Dortmund
stiilgelegt .

Gestern morgen haben die Franzosen eine große Aktion ge¬
gen Dortmund unternommen . Dort wurden Hauptbah .ihofund das Stadthaus » sowie verschiedene Polizeireviere besetzt.Vom Hauptbahnhof wurden das Personal und die Reisendenvertrieben . Soweit sich die Lage bis jetzt übersehen läßt , ver¬
folgen die Franzosen mit ihrem Vorgehen gegen Dortmund
den Zweck, auf dem Bahnhof Kohlen und Eisenbahnmaterial
z« beschlagnahmen, sie beabsichtigen weiter, die Landespolizet
zu entwaffnen und aufzulösen , wie dies bereits in Bochum ,
Essen und Gelsenkirchen und den übrigen Orten des Rühr -
gebiets geschehen ist. Mit der Besetzung des HauptbahnhofsDortmund ist der wichtigste Eisenbahnknotenpunkt der für den
Verkehr von und nach dem unbesetzte » Deutschland noch in
Frage kam , still gelegt worden.

Vormarsch aut Damm und Llberteld ?
Am gestrigen Nachmittag rückten die Truppen , die Dort¬mund besetzt hatten , in der Richtung auf Scharnhorst ab. Wieman annimmt , ist das weitere Ziel des französischen Vormar¬

sches die Stadt Hamm , die 40 Kilometer nordöstlich von Dort -mund liegt und bisher überhaupt noch nicht in das französischeAufmarschgebiet einbezogen war . Bisher wurden die Züge»die von dem unbesetzten Deutschland nach dem Westen geben,über Hamm geleitet.
In den Morgenstunden wurde die gesamte Bochumer In¬nenstadt abgesperrt. Starke Militärposten hielten alle Per¬sonen zurück, die keine besonderen Ausweise besaßen. Der Ge¬schäftsverkehr in der Stadt ruht vollständig. Ein Grund fürdie Absperrung ist nicht bekannt gegeben worden. Auch nachSüdosten ist eine französische Kolonne weitermarschiert undhat die Orte Gummersbach und Markrnheide besevt. Die

Marschrichtung dieser Kolonne zeigt nach Elberfeld .Das französische Oberkommando scheint seine Politik ge¬genüber den Arbeiterorganisationen , sie durch eine sanftereBehandlung gefügig zu machen , zu ändern . Offenbar stehtjetzt eine Aktion gegen die Gewerkschaften bevor. Die Be¬
satzungsbehörden haben alle Gewerkschaften und Arbeiterver¬eine aufgefordert , ihre Statuten und die Namen ihrer Vor¬
standsmitglieder mitzuteilen .

Die Arbeiterorganisationen , Angestellten und Beamten mit
Einschluß der polnischen Arbeiter haben daraufhin eine Er¬
klärung abgegeben, die das Verlangen der Besatzungsbehör¬den als ungesetzlich bezeichnet und es ablehnt . Kein Gewerk¬
schaftsfunktionär darf den Forderungen der Besatzungsbehör¬den Folge leisten.

Die Franzosen
aut der Strecke Frankfurt—Darmstadt .

Die Franzosen haben seit gestern vormittag das westlicheGleiS der Strecke Frankfurt —Darmftadt besetzt und verhin¬dern die Streckenrevision. Es ist auch beobachtet worden, daß
die Franzosen sich än den Gleisen Kr schaffen machten, dochkonnte Näheres nicht festgestellt werben. Der Zugverkehr inußte
auf dem bezeichneten Schicnenstrang eingestellt werden . Da¬
durch , daß die Strecke Frankfurt —Darmstadt nur noch aufeinem Gleis befahren werden kann, erleiden die Züge Brr -
spätungen .

, Der besetzte tllnterlabnkreis .
Gestern früh wurde LandeSrat Witte , früherer Gewerk»

schaftssekretär aus Wiesbaden ausgewiesen . Eine Vernehmung
hatte vorher nicht stattgefunden , auch die Gründe der Maß¬
regel wurden nicht angegeben.

Daß ein gewisses «Ässtenr in dem Vorgehen der Franzosen !
gegen den Postverkehr im besetzen Gebiet liegt, dafür sprichtdie Forderung nach Herausgabe der Pläne des Wiesbadener
Hauptpostgebäudes ; auch über die Lage der Telephonleitungen
nach Frankfurt haben sic sich genau informiert . Obwohl dre
Mitglieder des Postbeamtenausschuffes in herausfordernder
Weise verhaftet und ausgewiesen wurden , sind die Postbeamten
nicht in den Proteststreik getreten , damit den Franzosen nicht
die gewünschte Gelegenheit gegeben wird, das Postamt zu be¬
setzen.
, Alle Postämter int Unterlahnkreis find jetzt von den Fran¬

zosen besetzt, so daß der Postvcrkehr nahezu unterbrochen ist.
Auf dem Diezer Bahnhof werden seit kurzem die durchfahren»den Züge einer entgehenden Revision unterzogen .

IKöln.
Die „Times " schreibt in einem Leitartikel, die Stellung der

Engländer in Köln, die in gewissem Sinne ein Symbol des
britischen Interesses an den europäischen Angelegenheiten ge¬worden sei, stelle ein sehr ernstes Problem dar . Durch die
letzten Bewegungen der französischen Truppen scheine Köln
jetzt vollkommen vom nicht besetzten Deutschland abgeschnittenworden zu sein . Die zunehmenden Schwierigkeiten der Eng¬länder in Köln und die Notwendigkeit immer weiterer Kom¬
promisse in jeder Richtung führten dazu, daß die britische Po¬litik den Eindruck der Unentschiedenheit mache . Dies sei eine
ernste Sache für die Regierung Das Gefühl , das mitten itn
Laufe katastrophaler Ereignisse Großbritannien zur Passivi¬tät und zu der Haltung des Abwartens verurteilt sei, sei tief
beunruhigend . Das Blatt fragt , wie lange Großbritannienauf Gnade oder Ungnade den Ereignissen ausgeliefert sein
solle .

Der Kölner Berichterstatter des „Manchester Guardian "
schreibt zu den Intrigen und der Propaganda zur Schaffungeiner Rheinlandrepublik : Dorten versinke in der Vergessenheitund der Agent Smeets falle dem Spotte anheim . Die Rhein -
landrepublik könne nur mit Blut gegründet werden. Die An¬
wesenheit der britischen Truppen in Köln sei auch eine Sicher,heit gegen den Ausschluß Großbritanniens von der endgülti ».gen Regelung aller schwebenden Fragen .

Also doch . . . 7
Philippe Millet » der im Paris -Midi " unter dem Pseudonyat

»Ein Diplomat " die Leitartikel schreibt , bringt , wie ein Pari¬ser Priv .-Tel . der »Frkf . Ztg." meldet, da häufig Indiskretio¬nen ans Licht , die er als Cheftedakteur des halboffiziösen »Pe¬tit Parisien " in seinem eigenen Blatte nicht verwertet . Er
veröffentlicht nunmehr einen Artikel, der eine ganze Reihebemerkenswerter Informationen enthält . Zunächst die aller¬
dings nicht ganz neue Tatsache, daß im Kabingtt die Ansichtenüber die Ruhrpolitik diametral einander gegenüberstehe«. Die
Anhänger der Gewaltpolitik, erzählt Millet, vertreten den
Standpunkt , daß, wenn die gegenwärtige Besetzung nicht aus¬
reiche , um Deutschland zur Kapitulaton zu bringen , sie ebenweiter ausgedehnt und die Schraube noch fester artgezogen wer¬den müsse ; die andere Seite dagegen sei der Auffassung , daßdie Blockade allein nicht den gewünschten Erfolg haben könne ,wenn man nicht zugleich an Ort und Stelle den Widerstand
durch eine geschickte Politik „ aus een Angeln zu heben ver¬
stehe" . Was damit gemeint ist, wird an folgendem Beispielerläutert :

„ Wenn General Lyantey in Marokko den Aufstand wider¬
spenstiger Stämme niederzuschlagen habe, dann beginne aucher damit , die Eingeborenen zunächst militärisch einzuschließen.Zu gleicher Zeit aber suche er mit dem Chef der Aufständischen
Verhältnissen anzuknüpfen mit dem Erfolg, daß diese meistbevor der Hunger sein Werk getan habe, einer nach dem an¬deren in sein Zelt kämen, um zu verhandeln . An der Ruhr
heißt es weiter, kämpfe Frankreich nicht gegen Berber , son¬dern gegen das zivilisierteste Volk Europas . Seine Häuptlingehießen Stinnes , Thyssen , Otto Wolfs usw . Dort aber weigere
sich seltsamerweise die französische Regierung , den Verhand¬
lungsweg zu betreten . Wenige Tage nach dem Einmarsch der
französischen Truppen habe einen der genannten Herren , der
einflußreichste unter ihnen , der Mission Coste sagen lassen,er sei zu Bertzandlungen bereit . Man habe ihm aber geant¬wortet , wenn er Vorschläge zu machen habe, müsse er sie
schriftlich nach Paris richten. Seitdem hätten die Okkupations¬behörden von Paris den Befehl erhalten , sich unter keinen
Umständen auf Unterhaltungen dieser Art einzulassen. Es seieine seltsame Inkonsequenz der französischen Politik , daß sicdie Mittel der Diplomatie nur bei den Berbern anwende .

"
Soweit Philippe Millet . Seine Mitteilungen stimmen mit

Ausnahme des Zeitpunktes , der vielleicht absichtlich aus Grün¬
den der „Diskretion " hier etwas ftüher gelegt worden ist,mit Gerüchten überein , die seit einigen Tagen in sehr bestimm¬ter Form die Runde in den Pariser politischen Kreisen machen.Da hier zum ersten Male präzise Angaben hinsichtlich der
Persönlichkeit gemacht' werden, dürfte ntan in Deutschlandalles Interesse an einer Aufklärung dieser mysteriösen Ang»
legenheit haben. _

La grande nation .
Aus Herne geht dem „Vorwärts " folgender Bericht zu :
Seit dem 17. Januar war das Bolkshaus, das schönste und

größte eigene Versammlungsheim der sozialdemokratischen Ar¬
beiterschaft im Bezirk Westliches Westfalen, von französische »
Automobiltruppen in Stärke von etwa 120 Mann besetzt. Das
Volkshaus, welches Eigentum der örtlichen Sozialdemokrati -
scheu Partei ist, wurde unter ungeheuren Mühen und bet¬
spielloser Opferwilligkeit der Heiner freien Arbeiterschaft gleich
nach der Revolution erbaut . Es war in all den Jahren der
Herner Arbeiterschaft eine Stätte der Kultur und des Kampfer
zum Vorwärtskommen aus den Nöten der Nachkriegszeit. Am
letzten Sonntag wurden die französischen Truppen aus dem
Volkshause in andere Quartiere verlegt . Die brutale Zerstö-
rungssucht , die räuberischen Plünderungen der srattzösischen
Truppen haben das Herner Volkshaus nun zu einer Stätte
der Verwüstung und der Trostlosigkeit gemacht. Von dem ttn
großen Saal befindlichen Inventar ist fast alles verschwunden.
Auf Grund der Inventaraufnahme des städtischen Besatzung^,



mntes fcVt« »- 85 große Seettttsch«, ,431 SazrkstShke. 34 Stühle
« it Ledersitz und 138 andere Stühle . Werter find verschwun¬
den 427 Stück Bierirüge und aus den elektrischen Lichtkörpern
28 Lichtbirnen. Der große Saal wurde mit GaS geheizt, und
da die Franzosen die GaLöfen Tag und Nacht brennen liehen,
K) sie vollständig durchgebrannt und unbrauchbar geworden.

S -Volkshaus hätte einen weihen Jnnenanftrich , und dre
Wände über den Oefen find fetzt durch das fortwährendeBrennen der Gasöfen total geschwärzt. Die Franzosen haben,
wenn 'es im Saal zu warm war, Türen und Fenster geöffnet,
anstatt das Gas abzustellen. Die Prüfung der Licht? und ,
Gaszähler ergab einen Verbrauch von über 5 Millionen Mark
an Gas und elektrischem Licht . Nach dem Verlassen des
großen Saales durch die Franzosen bot dieser einen kaum
»orstellbaren verschmutzten Eindruck. Den Stühlen , die man
noch sah, waren die Armlehnen oder die Beine regelrecht , » tz-
Grsägt; sie sind jedenfalls , dann in die Feldküche gewandert .
Auch die Klappsitze der Galerieplätze haL man größtenteils zum
Heizen gebraucht. Bei über hundert Klappsitzen ist der Sitz
herausgebrochen. Der Bühnenraum des Volkshauses ist bis
auf den großen Vorhang vollständig ausgeplündert . Alle Ku¬
lissen und sonstigen Bichnenutensilien sind verschwunden, die
Bühnenbeleuchtung demoliert . Die Kulissen sahen wir zersägt
In anderen Räumen ; sie sind zu Matratzen gebraucht! Die
400 Quadratmeter Parkett des großen Saales zeigen die
Spuren der schweren Nagelschuhe der Soldaten . Das Frak -
lionszimmer der sozialdemokratischen Stadtverordnetenfraktion ,in dem eine französische Schreibstube untergcbracht war nnd
von wo aus die Ausgabe der französischen Zeitungen erfolgte,^ist ziemlich unbeschädigt gebtieben; allerdings hatten Partei ^
genossen in letzter Stunde vor der Besetzung den langen ovaleni
Konferenztisch von über einer Million Wert in Sicherheit ,ge-
bracht. Einen ekelerregenden Anblick boten die Aborte, und
trotz der Wasserspülung herrschte eine verpestete Luft ; teil¬
weise hüben durch jiberschwemmiingder Aborträume die Decken
gelitten . Photographische Aufnahmen werden die Zerstörungs¬akte der Franzosen bildlich darstellen und zeigen, daß ein
Zeitungsbericht den Bandrlismus der französischen Truppengar nicht Wiedersehen kann.

Lcbwere Bluttat von Gberbausen .
In Oberhausen hat sich kürzlich eine neue schwere Bluttat

ereignet . Nachdem zwei französische Soldaten ohne ersicht¬
lichen Grund deutsche Zivilisten , die nachts auf eine Straßen¬bahn warteten , mit dem Bajonett und mit der Pistole bedroht
hatten , wandten sie sich gegen zwei diensttuende Schupobeamte.
Diese wollten sich, um einen Zusammenstoß zu vermeiden,entfernen . Die -Franzosen , die inzwischen vier Mann Verstär¬
kung erhielten , verfolgten die Schupobeamten, die auf ihren
Halteruf sofort stehen blieben . Ein Franzose setzt-» einem
der deutschen Beamten das Seitengewehr auf die Brust , das
der Angegriffene zur Seite stieß und flüchtete. Daraus wurdeder Beamte von den Franzosen auf fünf Schritt Entfernung
erschossen. Der zweite Schupobeamte wurde mit dem Gewehr¬
kolben niedergeschlagen und schwer verwundet . Ferner wurdendrei Schupobeamte ohne jeden Grund verhaftet und zur Wache
geschleppt . Dort wurden sie aufs grausamste durch Schlägeins Gesicht nnd Fußtritte mißhandelt. Die Freilassung der
Beamten erfolgte erst am nächsten Vormittag .

Die deutsche Broblenversorgung.
In der gestrigen Sitzung des Haushaltsausschusses erklärte

der Reichskohlenkommissar auf eine Anfrage , daß die Kohlen.
Versorgung Deutschlands im allgemeinen gut sei und an der
Kohle die Widerstandskraft Deutschlands nicht erlahmen werde.Die Belieferung des unbesetzten Deutschlands aus den nicht
besetzten Kohlenrevieren habe sich dadurch gebessert, daß alle
diese Reviere bis auf Sachsen, dessen Bergarbeiter leider das
-Verfahren von Oberschichten abgelehnt hatten , Oberschichten
-nachten.

Knapps r als mit der Kohle stünde es um den Koks, besonder-
Mm den Hochofen- und Gietzereikoks . Aber auch hier wäre es
Möglich , durch Hinzunahme von ausländischem Koks '

sowie
durch entsprechende Verteilung und Sparmaßnahmen im In ,
lande die Werke einigermaßen in Betrieb zu erhalten .

Der Hausbrand sei ganz auf Gaskoks gestellt worden, von
dem ausreichende Mengen vorhanden seien. Durch Zuhilfe ,
«ahme der schlesischen Reviere und geeigneter Klein Vokssorten
könne auch dem dringenden Bedarf an Schmiedekohle abge-
sholfen werden. _

Auflösung des Keicbsschatzministeriums .
Als Folge des tatkräftigen Eingreifens des Sparkommiff -rrs

Eaemisch wird am 31 . März das Reichsschatzministeriums uns.
Gelöst werden . Dies ist ein weiterer Schritt auf dem Wege
der dom Sparkommissariat eingeleiteten systematischen Politik
der Posteinschränkungen. Formell steht noch die Zustim¬
mung des Reichstages aus , der über die Erweiterungsetats
tzu beschließen hat , die durch die Verteilung der Funktionen
des Reichsschatzministeriumsaus die Ressorts anderer Ministe-
rien notwendig werden.

Die Agenten des Reichsschatzministeriums sollen auf andere
Reichsämter , hauptsächlich das Reichswirtschaftsminsterium und
das Ministerium des Inner « verteilt werden . Die von der
Industrie -Abteilung des Reichsschatzministeriums verwalteten
Vermögenswerte sollen auf eine Aktiengesellschaft übertragen
werden. Die Gründung dieser Gesellschaft mit dem Namen
-. Vereinigte Judustrieunternehmungen A.-G ." erfolgt durch das
Reich und die 4 großen Gesellschaften: die deutschen Werke,die Elektrowcrke, die Pereinigten Aluminiumwerke und die
Reichskreditgesellschaft , deren Kapital ausschließlich dem Reich
gehören. Durch diese Neuorganisation soll eine einheitliche
kaufmännische Betriebsführung geschaffen werden . Den VorsitzIm Aufsichtsrat führt der Reichsschatzminister. Im übrigen
gehören dem Aufsichtsrat Vertreter des ReichSjustizministe-
zciums und der beteiligten Reichsbetriebe an .

Linstellung des Dector - lprozesses .
Im gestrigen Termin verlas der Vorsitzende ein Schreibendes Präsidenten Rault , in welchem dem Generalsekretär Mau¬

rice, dem Bürovorsteher Keßler und dem früheren Landrat
Lang , der jetzt stellvertretendes Mitglied der Regierungskom¬
mission ist, die Erlaubnis zur Aussage verweigert wird . Der
nicht erschienene Vertreter des Nebenklägers Hector, Rechts¬anwalt Dr . Flesch , hatte unmittelbar vorher dem Vorsitzenden«in Schreiben zugehen lassen , in welchem der Strafantrag zu¬
rückgezogen wird . Die Verteidiger^ hoben in ihrem Antragauf Einstellung des Verfahrens die großen Verdienste des
Redakteurs Franke , der erhobenen Hauptes die Gerichtsstätteverlasse, hervor. Die deutsche Bevölkerung werde ihm immer dank¬bar sein . Das Gericht verkündete sodann die Einstellung des Ver¬
fahrens gegen dekr Redakteur und legte alle entstandenen Ko¬
sten, auch die des Beklagten, dem Nebenkläger auf .Die Sensation war ungeheuer . Die Extrablätter wurdenden Kolporteuren aus der Hand gerissen. Der Oberstaats¬anwalt hat übrigens ein Verfahren gegen Unbekannt einge-keitet wegen Briefdiebstahls, während noch nicht bekannt ist,daß gegen Dr . Hector ein Verfahren wegen Meineids einge¬leitet wird.

Kestocbene Lecbenveksandmeister als v
Hroftlenschieber . ■ _ ,•

7 « M »»e« Mark Buße für die Besteche ».
Vom Verein gegen das Bestechungswesen E . B . wird uns

geschrieben:
Die 4 . Strafkammer des Landgerichts Este» beendigte kürz-

tich einen Prozeß , der endlich einmal die schweren Mißständein der Kohlenwirtschaft beleuchtete . Angeklagt waren infolgeStrafantrags des Vereins gegen das BeftechuNgswesen die
Bersandmeister Gustav Tiemann und Theodor Schürmannder Zeche Nordstern und der Versandbeamte Christian Pflipsder Belgischen Kohlenhandelsgesellschaff in Düsseldorf, welchemit der amtlichen Kohlenverteilnng beauftragt war . Fernerwaren 8 Fabrikanten und Kaufleute angeklagt, die sich durch
Bestechung eine . prompte Belieferung " sicherten. Pflips , das
Bindeglied zwischen den bevorzugte» Firmen und den allmäch¬
tigen Versandmeistern wuicke wegen Betrugs und Bestechung
zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt . Tiemann und Schür¬mann , die teilweise hochwertige Kokskohle als billige „Schlamm -
köhle" lieferten und buchten, erhielten wegen Urkundenfäl¬
schung, Betrug - und Bestechung 1 Jahr bezw. 6 Monate Ge¬
fängnis . Die 8 Kaufleute und Fabrikanten wurden wegen
Bestechung zu Gefängnisstrafen von 1 Tag bis 2 Wochen ver¬
urteilt , an deren Stelle das Gericht Geldbußen von insgesamt7 Mllionen Mark setzte.

Ein bestechlicher Fabrikdirektor.
Die 3 . Strafkammer zu Dresden verhandelte auf Antrag

des Vereins gegen das Bestechungsunwesen gegen den Fäbrik -
direktor Robert Wilhelm Loeben . Der Angeklagte lieferte als
Direktor und Mitinhaber der Firma Genußmittelwerke G m.
L . H . in Dresden , in der Not des Jahre 1920 die von seiner
Firma hergestellte Schokolade nur an solche Händler , welche
ihm persönlich «inen Beftechungstribut zahlten . Das Gericht
erkannte gegen Loeben auf 1 Jahr Gefängnis und Einziehung
von 465 000 M. Schmiergeldern.

Ikurze IRacbricbten .
Ein englischer Protest ? Der „Evening Standard " will wis¬

sen, daß ein auf Rcchtsgründe gestützter britischer Protest an
die französische Regierung gesandt worden sei . Er soll sich
hauptsächlich mit der französischen Besetzung der Gebiete zwi¬
schen den Brückenköpfen beschäftigen .

* Behandlung deutscher Frauen . Die Behandlung weiblicher
Posta»gestellten durch die französischen Besahungstruppen hat
in der Wiesbadener Bevölkerung besondere Empörung hervor¬
gerufen . Die Beamtinnen hatten sich nichts weiter zu schulden
kommen lassen , als daß sie ihrem Diensteide treu und ihrer
Regierung gehorsam blieben. Es handelte sich um fünf Aus¬
schußmitglieder des Vereins der Post- und Telegraphenbeam -
tinnen , die vom franzöfischen Militär verhaftet und ins Ge¬
fängnis geschleppt wurden . Hier steckte man sie unter den
unwürdigsten gesundheitlichen Begleitumständen mit Dirnen
in einem Raum zusammen. So behandelt die fran¬
zösische Nation unschuldige rheinische Frauen k

* Geheime Briefkontrolle in den besetzten Gebieten . Im
Ruhrgebiet und in den Rheinländer« ist von den Besatzungs¬
behörden eine geheime Briefkontrolle eingerichtet worden , die
dazu benützt wird, Industrie - und Handelsfirmen , sowie Pri¬
vatpersonen in den besetzten Gebieten geschäftlich und persön¬
lich zu beobachten und zu bespitzeln . Größte Vorsicht im
Briefverkehr des besetzten und unbesetzten Gebiets ist daher
dringend erforderlich.

* Masienausweisungrn . Rach einem Koblenzer Priv .-Tel .
hÄ die Rheinlandkommission am 5. und 6. März 250 Aus¬
weisungen verfügt . Es handelt sich hauptsächlich um Beamte
des Zoll- und Forstdienstes. Insgesamt sind bisher 1185 Aus¬
weisungen erfolgt.

Kadiscker Landtag .
Der Wald und dir Waldbewirtschaftung .

In der »Karlsruher Zeitung " vom Samstag , 3. Februar ,
ist bereits ein Auszug über die Denkschrift der Forstabteilungdes badischen Finanzministeriums veröffentlicht worden . Die
Mehrheit des Haushaltsausschußes stellte ihr in der Sitzung
am Mittwoch das Zeugnis aus , daß sie zwar im Tone etwas
frisch und energisch gehalten sei, aber die darin niedergelegten
Grundsätze müsse man billigen. U . a . war gesagt : „In den
ersten 6 Monaten des Jahres 1922 mutzten aus den badischen
Waldungen etwa 350 000 Raummeter Streu an die Land¬
wirtschaft abgegeben werden. Unterstellt man auch hier nur
den mäßigen Betrag von 3000 M . für das Raummeter , so istdem Lande ein Gesamtschaden von 1 Milliarde Mark erwach¬
sen. Die badische Forstverwaltung , die ihrem Lande in erster
Reihe für den Fortbestand der Wälder und die nachhaltige
Nutzung haftet , sieht sich außerstande , die Verantwortung fürdie verderblichen Folgen der ihr aufgezwungenen Streuab¬
gaben zu ertragen , und ist genötigt, jede gesetzliche Handhabe
für eine Besserung zu ergreifen .

"
Das Finanzministerium hat Ende Januar die Forstämter

angewiesen,nach gewissen Richtlinien bei der Abgabe vonWald -
streu zu verfahren .

Bon landwirtschaftlicher Seite wurde im Ausschuß erklärt ,daß der Bauer kein Freund von Waldstreu sei, nur die Stroh¬not und die hohen Kunstdüngerpreise zwingen ihn dazu . Ein
anderer Redner , welcher der Landwirtschaft nahe steht, be¬
merkte hierzu noch, daß man den Anbau von Getreide rnehr
fördern solle , dann bekomme der Landwirt Stroh und brauchekeine Waldstreu.

Schließlich wurde der Antrag des Berichterstatters Seubert ,der Landtag wolle die Denkschrift des Finanzministeriumszur Kenntnis nehmen und in den Zeiten der Notlage nach
Möglichkeit Streu an die Landwirte abgeben, einstimmig an¬
genommen.

Die Erwerbslosenfürsorge .
TaS badische Arbeitsministerium hat beim Landtag , va die

früher bewilligten Mittel aufgebraucht sind , beantragt , der
Verwendung von weiteren 1000 Millionen Mark für die Zweckeder Erwerbslosensürsorge zuzvstimmen; sie werden in den
demnächst ausgegebenen 3. Nachtrag zum Staatsvoranschlag1922/23 aufgeführt sein . Für die nächsten 6—8 Wochen sindiumadift 300 Mill . M . nötig , um öffentlicheArbeiten für die Er¬
werbslosen in Angriff zu nehmen und ihre Weiterführung zusichern . Der Haushaltsausschvß bewilligte sie und erklärte ,daß er über die Frage der Erwerbslosenfürsorge im allge¬meinen und die Unterstützungssätze der Arbeitslosen im beson¬deren sich des näheren aussprechen werde, wenn der 3 . Nach¬trag im Landtag zur Beratung steht .

Ikurze Nachrichten aus Kaden .
DZ . Heidelberg, 9. März . Professor Dr . Littmann in Tü¬

bingen hat den an ihn ergangenen Ruf als Nachfolger Pe -
r»lds aus dem Lehrstuhl der Orientalistik abgelehnt . Dagegenhat Prof . Dr . Willy Andreas in Berlin den Ruf als Nach¬

folger. OnkrnLaus dem Lehrst"bl . für »euere Geschichte . ange - :amrtmen . Pros . Andreas istBadener . >-— Die Söciedad ncn *iifica . Alzatein . Mexiko. eine hochangesehene wissenschaftliche .Gesellschaft Mexikos, hat die Herren Geheimrat . Prof . Dr . '
SB. Salomo » und Geheimrat Pros . Dr . E . Wuelsing (Heide!»berg) zu Ehrenmitgliedern ernannt .

Nus der Landeshauptstadt .
* LandeSthrater . In der am Samstag , den 10 . MäeH(Abonnement C 18), stattfindenden Erstaufführung des vier-akligen Lustspiels „Dame Kobold " von C a l d e r o n , ausdem Spanischen übertragen und bearbeitet von Hugo von Hoss¬mannsthal , wirken in den führenden Rollen die Damen Cle¬ment , Geiseler , Alwine Müller und die Herren Bürkner , Dah¬len, Endlein , Paul Müller und Max Schneider. Die Spiellei » .tung hat Felix B a u m b a ch. Die Vorstellung beginnt umsieben Uhi .* Madame Butterfly . In der letzten Aufführung der „Ma¬dame Butterfly " wurde die Titelrolle von Fräulein HannaR o d e g g gesungen. Durch einen Schreibfehler war in un « .serer letzten Kritik Fräulein Hete Stechert in dieser Rolle ge¬nannt worden , was wir hiermit berichtigen wollen.

Ikornmunalpolil. IKundscbau .
Neue Grundsätze im Preisermittlungsrecht .Von Beigeordneter Karl Menne, Oberhausen (Rhid. ).

II.
KK . Es ist nicht zu verkennen, daß eine mathematisch ge¬naue , jederzeit zutreffende Feststellung dieser jeweiligen Kauf¬kraft der Mark im Jnlande kaum zu erreichen sein wird. Um .zu einem praktischen Ergebnisse zu gelangen, kann es sich dahernur darum handeln , diejenige Zahl zu wählen, die unter bil¬liger Berücksichtigung der Belange der breiten Verbraucher¬schichten einerseits , der Erzeuger und Händler andererseits ,dem gesuchten Maßstab am nächsten kommt . Dies wird dieallmonatlich vom Statistischen Reichsamte veröffentlichte In -dexziffer der durchschnittlichen Lebenshaltungskosten sein. Indieser Zahl kommen alle preisbildenden Faktoren, die in derverarbeiteten und nach einem längeren Verteilungsgange zumVerkauf bereitgestellten Ware enthalten sind , einschließlich derLöhne und GehAter sowie auch der den Preisanstieg hemmen¬den Momente der Brotzuschüsse und Wohnungsverbilligungzum Ausdrucke (vergl. die Preisgestaltung im Einzelhandel —-„Mitteilungen für Preisprüfungsstellen "

, Jahrg 1922, S . 69).Wie sich diese Ziffer für die Zeit seit Juli 1921im einzelnen auswirkt , ist aus der (hier nicht ver¬öffentlichten ) Anlage ersichtlich. Die seit der Bekannt¬gabe der letzten Indexziffer etwa eingetrctene weitereGeldentwertung wird der Verkäufer schätzungsweise be¬rücksichtigen müssen, wobei ihm die im täglichen Leben wahr¬nehmbaren Preisveränderungen einen Anhalt bieten werden.Bei den Schwierigkeiten, denen dieses Verfahren begegnet, wirderwartet werden müssen , daß die mit der Nachprüfung betrau - >ten Behörden , denen der richtige Maßstab inzwischen zugäng¬lich geworden ist, dem Verkäufer einen gewissen Spielraumgewähren und geringe Preisdifferenzen , die unvermeidlich» sind ,außer Betracht lassen werden.
Im Interesse der Rechtssicherhett wird es liegen, daß derhier in Vorschlag gebrachte Maßsiab im ganzen Reiche zur An¬wendung gelangt . Der Zustand, daß bald die Großhandels¬indexziffer , die wegen ihrer schnellen Anpassung an die Welt¬marktpreise ungeeignet erscheint , bald die Goldankaufspreiseder Reichsbank, bald die Teuerungsziffer der Löhne und Ge¬hälter als Maßstäbe der Geldentwertung dienen, wird im In¬teresse der Einheitlichkeit und Sicherheit der Kalkulatiortsme-thoden tunlichst abzustellen sein .7 . Unberührt durch obige Grundsätze bleibt die Befugnisgemäß 8 2 der Preistreibereiverordnung Durchschnittspreisezu berechnen. Auf die Ausführungen des Reichswirtschaftsmi¬nisters hierüber in dem Schreiben an den deutschen Jndustrie -und Handelstag vom 24 . November 1921 (Mitteilungen fürPreisprüfungsstellen , Jahrg . 1921, S . 176) wird Bezug genom-men . Die Berechnung des Verkaufspreises wird sich alsdann ,gleiche Mengen alter und neuer Ware vorausgesetzt, im Klein¬handel beispielsweise wie folgt stellen :Alte Ware : Einkaufspreis 100 M., Geldentwertung 104,2Prozent — 104 .20 M ., berichtigter Einkaufspreis 204 .20 M.Neue Ware : Einkaufspreis 300 M . Durchschnittlicher Ein¬kaufspreis bei gleich großen Posten alter und neuer Warenalso (204.20 + 300 M .) 604 .20 : 2 — 252 .10 M., handelsüblicherAusschlag 30 Prozent = 75.63 M ., neuer Verkaufspreis327.73 M .

8 . Die Forderung einzelner Kreise , den Wiederbeschaffungs¬preis unbeschränkt als Maßstab für die Angemessenheit des Ge¬winns anzuerkennen , kann nicht als berechtigt angesehen wer¬den . Soweit eine ordnungsmäßige Marktlage besteht , ist demVerkäufer gestattet , den Marktpreis zu fordern. Da zu diesemPreise auch die Wiederbeschaffung der Ware jederzeit erfolgenkann » deckt sich der ordnungsmäßige Marktpreis mit dem Wie-derbeschafsungspreis . Insoweit ist der Wiederbeschaffungspreisdemnach anerkannt (vergl. Ausführungen des Reichsjustizmini¬sters in der Plenarsitzung des Reichstags vom 14. Juli 1922,stenographischer Bericht über die 251 . Sitzung vom 14 Juli1922, S . 8561 ) . Liegt dagegen eine ordnungsmäßige Markt¬lage nicht vor, so wird der Wiederbeschaffungspreis in derRegel wirtschaftlich nicht zu billigen sein (vergl. Entscheidungdes Reichsgerichts vom 22 . September 1922, Mitteilungen fürPreisprüfungsstellen , Jahrg . 1922, S . 77) . Die Schwierig¬keiten, denen die Wiederbeschaffung in solchen Fällen begegnet,könnten Händler und Erzeuger leicht dazu verführen, für die
Wiederbeschaffung Preise anzulegen, die über die wirtschaftlichgerechtfertigte Höhe hinausgehen. Jedenfalls würde der dieGrundlage jeden gesunden Handels bildende Antrieb, die Ein¬
standspreise möglichst niedrig zu halten, stark gemindert wer¬den . Im übrigen werden in vielen Fällen die für die Wie¬
derbeschaffung der Ware aufzuwendenden Beträge wie Frach¬ten ,

'
Löhne, Gehälter , Kohlen und sonstige Gestehunoskosten,die sich fortgesetzt ändern , beim Verkaufe der Ware nicht be-kaunt sein . Der Händler wird demnach häufig nicht in der

Lage sein , zu beurteilen , welche Preise er bei der Wiederein¬
deckung wird anlegen müssen . Die zwischen Erzeugern und
Händlern abgeschlossenen freibleibenden Verträge bilden einen
sprechenden Beweis hierfür . Der Wiederbeschaffungspreis iftin allen Fällen , in denen keine ordnungsmäßige Marktlagebesteht, willürlich . seine Anerkennung in solchen Fällen würdeder Anerkennung der Berücksichtigung der Notmarktlage gleich-
kommen. Damit wäre zugleich jede Möglichkeit genommen»selbst den wucherischsten Preisforderungen entgegenzutreten._ Soviel über die Grundsätze, die in gedrängter Form di«
Anschauungen der obersten Wirtschafts- und Gerichtsbehörde«und der ^ -richte über die Preisbildungsfattoren zur Ermitt »
lung des angemessenen Preises wiedergeben . Unverkennbar;
zeigen diese Grundsätze das Bestreben, den Bedürfnissen de»
Handels , und Gewerbetreibenden möglichst weit entgegenzu,
kommen, ohne die Belange der Berbraucherschaft dadurch d«
beeinträchtigen . Wenn den Wünschen aus «nbeschramt« « u-
lassung des Wiederbeschaffungspreises nicht ganz entsprr̂ , .
worden ist. so beruht dies wohl darauf , daß ^ W^ er

^ schaste
sunasvreis nur bei steigenden Preisen von wesentlicher Beveq,



tun « QL daß da» Bild sich aber sofort ändert und wieder di« I
Gestehungskosten als Ausgangspunkt in den Vordergrund j
rücken , sobald ein Sinken der Preise einsetzt . Er ist aber klar,daß allgemein gültige Grundsätze sich nicht einseitig stach

' dereinen Richtung hin feftleoen können , sondern bestrebt sein müs¬
sen, möglichst eine Regelung für die Dauer zu treffen und ob¬
jektive Normen für die verschiedensten Tage der Konjunktur »
gleichviel ob steigender oder ob fallender Art. aufzustellen . Bei
gerechter Beurteilung wird man in den aufgestellten Grund¬
sätzen den ehrlichen Versuch und Willen erblicken muffen, den
Wünschen und Bedürfnissen der Handelswelt Rechnung zu tra¬
gen. und so dem Kaufmann zu geben, was des Kaufmanns ist,dem Berbraucher aber , was de» Verbrauchers ist. Zu hoffenist. daß bei Anwendung der Grundsätze in der Praxis der be¬
dauerliche, leider noch immer vorhandene Gegensatz zwischenHandel und Verbraucherschaft nach und nach verschwindet oderdoch an Schärfe verliert . Dies liegt nicht nur im Interessebeider Parteien selbst , sondern gereicht auch der deutschenVolkswirtschaft zum Segen und Vorteil , für die wir alle dochtrotz der Trübsal und Wirrnisse der Gegenwart ein Wiederaup-
blühen und Erstarken aus vollstem Herzen ersehen und erhoffenwellen.

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Die staatliche Prüfung von Krankenpflegeperfonen.
Zu Mitgliedern der Prüfungskommission für die staatlichePrüfiulg von Krankenpflegepersonen an der Krankenpflrge -

fchule am Akademischen Krankenhaus in Heidelberg werden ge¬mäß § 2 bet Verordnung vom 1 . Oktober 1919 (G .V .O .Bl . S .496) ernannt :
Medizinalrat Dr . Holl, Bczirksarzt , Dr . Hans Geßler , Assi¬stent der med. Klinik und Dr . Bernhard Lurz , Assistent der

chirurg. Klinik, alle in Heidelberg.
Karlsruhe , den 5. März 1923 .

Der Minister des Innern .
I . V . rArnsperger . Zeller .

Bekanntmachung .
(Vom 7. März 1923.)

-..Die •gtafr j » gefrorener Rmderbacke« an » dem Ausland .
Im Einvernehmen mit dem Reichsminister de- Innern wirddie Einfuhr von gefrorene« Rinderbacke« bi» auf weitere» un¬ter besonderen beim Verkauf und bet der Verarbeitung derWare einzuhaltenden Bedingungen gestattet.
Anträge auf Erlaubnis zum Verkauf und zur Verarbeitungvon gefrorenen Rinderbacken ausländischer Herkunft find beimBezirksamt zu stellen .
Karlsruhe , dtn 7. März 1923.

Der Minister des Inner «.
I . V. : Leer ». Gspann .

Bekanntmachung.
Auf Antrag der Technischen Aufsichtskommisfionfür die Un¬

tersuchung»- und Prüfstelle des Deutschen Azetylenverein»unter den von ihr mitgeteiltcn Bedingungen werden die Azety¬lenapparate System »Simplex " Modell XI der Firma Keller&'
Knappich , G . m. b . H. in Augsburg unter der Thpennum -mer J 84 gemäß § 12 und unter der Typennmnmer A 70 ge¬mäß § 14 der Azetylenverordnung vom 23. Oktober 1914 injederzeit widerruflicher Weise für Baden zugelassen.

Karlsruhe , den 5. März 1923 .
Der Badische ArbettSmintfter .

I . V . : Fuchs . Spiegel .

Staatsprüfung für Maschineningenieure .
Die Jngenieurpraktikanten Rudolf Becker aus Darmftadt ,Theo Bender aus Wertheim a . M ., Fritz Genzke« aus Mann¬heim haben die Staatsprüfung für Maschineningenieure be¬standen und sind zu Regierungsbaumeistern ernannt worden.
Karlsruhe , den 6. März 1929r

Der Minister der Finanzen .
I . V : Sammet . Bosch.

Auf Grund der in der Zeit vom 15. bi» 34. Februar 1923
abgehaltenen Gewrrbelehrrrhauptprüf »«» sind die nachgenann¬ten Kandidaten für bestanden erklärt worden : Bauer , Peter ,
-von Frendenberg , Etchker », Franz , von Brunnadern (Amts
Bonndorf ), Hangarter , Josef , von Worblingen (Amts Kon -
stanz), Hartman «, Alexander, von Mannheim . Raßner , Han »,von Mannheim , Rieple, Willy , von Karlsruhe , Schmidt, Hel¬mut . von Karlsruhe , Ummenhofer, August, von Villingen .

Zur Beachtung !
Gemäß den Beschlüssen des Vereins südwestdeutscher Zei¬

tungs -Verleger sind die Zeitungen gehalten :
1. Kurze Hinweise im redaktionellen Teile des Blattes auf

Veranstaltungen von Vereinen (auch Sportklubs ), ebenso
Vorträge und Vorstellungen aller Art nur in Verbindung
mit einer Anzeige am Tage oder Vortage des Stattftn -
denS der Veranstaltung aufzunehmen . Diese kurzen Hin¬
weise dürfen keine Angabe über Eintrittsgeld , Kartenver¬
kauf, Beginn usw. enthalten . Eine Ausnahme findet nur
statt bei Veranstaltungen von nationaler und kultureller
Bedeutung , wenn es sich um, Wohitätigkeitsveranstaltung
handelt .

2. Einsendungen von Behörden zwecks Umgehung des An¬
zeigenteiles abzulehnen .

3. Jede direkte oder versteckte Geschäftsreklame im redaktio¬
nellen Teile abzulehnen .

Zur Vermeidung von Auseinandersetzungen mit dem Perso¬
nal unserer Geschäftsstelleresp. der Redaktion bitten wir unsere
Leser von diesen Grundsätzen Kenntnis zu nehmen und weiter¬
gebende Wünsche, deren Erfüllung uns unmöglich ist, nicht zu
äußern . Der Verlag.

»

Empfehlenswerte Bezugsquellen für die badische Landwirtschaft
Sonderbeilage zur Karlsruber Zeitung ( Badiscber Staatsanzeiger )

Wieland, Fnßü Co.,EsiS
Telephon 1568. KZirlSrUllZ Kaiserstr . 201

• Telegramm -Adresse : Landmaschine.

der Generalvertreter :
R . Wolf Akt . - Ges., Magdeburg-Buckau für derenMotor u . Dampf - Dreschmaschinen .

Beste und billigste Bezugsquelle .

0i. örtel, Karlsruhe
45 fKatjeralles 45

&andwirtfd)aftU<fie Wlafötnen alter Art
Spezialität in fflilctjfeparatoren

(Reparaturen
ßieferung von Grfaßteilen zu Zentrifugen

und fllafcfrinen aller Syfteme
Anfertigung von öaus -, 0of-, Straßen- und

■■■■ Pliigelpumpen etc. — .

mm «
jeder Art, Ersatzteile usw .

erhalten Sie stets zu konkurrenzlos¬
billigen Preisen auf unseren Lägern
Karlsruhe , Boxberg , Rosenberg ,
Mosbach , Helmstadt , Waldshut ,
---- -- - Steinen , Radolfzell -- - -----

Bad . landw .
Hauptgenossenschaft

- Abteilung Maschinen -
Karlsruhe i. B. Lauterbergstr . 3 .

Die geographischen Grundlagen des
deutschen Volkstums

Von Prof. Dr. Norbert Krebs (Freibuig i. B .)
(„Wissen und Wirken“ Band 4)

Grundpreis M. 1 .— X Schlüsselzahl des Buchhandel«
Verlag O. Breun , Karlsruhe in Baden , Karlfricdricbstraße 14.

Gebr . Wülker
Karlsruhe i. B. Riippurrerstr . 64

Beste , handhabungssichere

Sprengkapseln und Zündschnüre
zum Sprengen von Baumstumpen

Pulverfabrik Ettlingen (Baden )- Telephon Nr . 8 -

Ucker-, Saat- bbi! Wiesen-
NeubeckPatent

sind vollendet praktischu . dauerhafteQualitätswerk¬
zeuge . DurchSerienfabrikationbilligsteTagespreise

Josef Neubeck , Rastatt
Badisches Landestheater .
Samstag , 10 März . 7 b . g . 10 Uhr . Sp . 13000 M.

Abonnement C 16.
Th .-Gem . B .V .B. Nr . 3101 - 3200, 3701—3900.

Zum ersten Male. Dame Kobold .
Lustspiel in 3 Aufzügen von Kalderon - Frei über¬

setzt von HoffmannsthaL .

Spielplan vom 11.—19 . März 1923.
Im Lautdeatheaier . So . 11 . vorm . 11l/, . 1L

Masikaiische Morgenfeier. (Sp. 1. 900). Mitgliederder Th .-Gem - B.V .B. erhalten an der Theaterkasse
gegen Vorzeigen der Ausweiskarte Preisermäßigung .Abends 6. Die Zanberflöte . (Sp. 1. 70001 — Mo - 12.Volksbühne - P 4. Das Postamt Die Komödie der
Irrungen. 7 . (Sp. I . 3600 ) — Die - 13 * Abonn . B15 .Die Fledermaus. 7 . (Sp. I . 4000.) Th .-Gem . B.V .B.Nr . 3201—3400, 4201 —4400. — Mi. 14.* Abonn . D
16. Neu einstudiert . Meister Guido. 6 ‘/, . (Sp. 1. 5500.)Th .-Gem . B.V .B. Nr . 1 —300. — Do . 15.* Abonn .G 16. Dame Kobold. 7. (Sp. 1. 4000.) Th .-Gem . B.V .B.Nr. 701—1000 . — Fr . 16 . Volksbühne. O 4. Caval¬leria rnsticana. Der Bajazzo. 7- (Sp. I . 5500). —Sa . 17.* Abonn - F 16. Romeo ud Julia . 61/, . (Sp . I .4000.) Th .-Gem . B .V .B. Nr . 1001 —1100, 4401 —4600.So - 18- nachm . 2‘/v* Der Vetter aas Dingsda .. I . 2400.) Abends 6>/, . Undine. (Sp . 1 7000.) —4o. 19. VI. Sinfonie-Konzert . 7 1/, . (Sp. I 1000- —Die . 20. Volksbühne . P 5. Das Postamt . Die Komödieder Irrungen . 7. (Sp . I 4000.)

Im Konxarthaem . So - 11. nachm . 3. Volks¬bühne . N 9. Der Raub der Sahinerinaea Abends 7 .*Del kihae Schwimmer. (Park. I. 3000.) — Fr 16.Volksbühne . Q 4 . Erde . 7. — So . 18 . nachm . 3.N 10.
‘ “Volksbühne . Der Raab der Sabinerianea.Abends 7 * Charters Tante . (Park . I 30000

■ Vorrecht für Umtausch der Vorzugskarten und

Vorkaufsrecht der Abonnenten und Inhaber von
Vorzugskarten am Samstag , den 10 ., nachm . */»4—5Uhr , allgemeiner Verkauf und weiterer Umtauschvon Montag , den 12 . März an.

Auslosung der Karten für die Teilnehmer derTheater -Gemeinde jeweils am Vortag der Auf¬
führung in der Geschäftsstelle (10— */,l , 4—6 Uhr ).

Bewertung der KachWige für den Steuerabzug .
Der Reichsfinanzminister hat mit Wirkung vom

1 . März 1923 die Bewertung der Sachbezüge für den
Steuerabzug im ganzen Reichsgebiet neu geregelt.Hiernach ist künftig , die volle freie Station (Verkösti¬
gung, Wohnung , Heizung und Beleuchtung) folgender¬maßen zu bewerten:

a ) für weibliche Hausangestellte , Lehrlinge, Lehr-mädchen und sonstige gering bezahlte weibliche Arbeits¬
kräfte mit täglich 1000 M ., wöchentlich 7000 M .. mo¬
natlich 30000 M ., jährlich 360 000 M.b) für männliche Hausangestellte , Knechte , männ¬
liche und weibliche Gewerbegehilfen und für Personen ,die der Angestelltenversicherung unterliegen , mit täglich1330 M . , wöchentlich 9300 2R„ monatlich 40000 M .,jährlich 480000 M.

c) für Angestellte höherer Ordnung (z. B . Arzte,
Apotheker , Hauslehrer , Hausdamen , Geschäftsführer .Werkmeister, Gutsinspektoren ) mit täglich 1660 M .,
wöchentlich 11600 M .» monatlich 50000 M ., jährlich600000 M.

Wird feine Wohnung «mit Heizung und Beleuchtung),sondern nur freie Verpflegung gewährt , so betragendie Wertanschläge nur 6/e der oben bekannt gegebenen.Die mit der Bekanntmachung des Finanzamts vom23. Februar 1923 veröffentlichten, vom Landesfinanzamt
festgesetzten Wertanschläge find hiernach ungültig .

Karlsruhe , den 8- März 1923 . R .394
Finanzamt-Stadt — Finanzamt-Land.

« « bau von Topinamburs .
Auf Grund der 88 12 ff der Bekanntmachung des

Reichskanzlers über die Errichtung von Preisprüfungs¬stellen und die Versorgungsregelung vom 25. Septem¬ber 1915 in der Fassung vom 4. November 1915, 5. Juniund 6 . Juli 1916 (Reichs-Gesetzblatt 1915 Seite 607und 728, 1916 Seite 439 und 673 ) wird mit sofortigerWirkung verordnet : R .405Die Reuanpflanzung von Topinamburs ist verboten.
Im Jahre 1923 dürfen nur diejenigen Grundstücke,die bereits im Jahre 1918 mit Topinamburs bebaut
waren , weiterhin mit solchen bebaut bleiben.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werdenmit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafebis zu 100000 M. bestraft
Karlsruhe , den 21 . Februar 1923 .

Der Münster des Jnneru.
gez. R e m m e l e .

Vorstehende Bervrhinr «« bringen wir hiermit zuröffentlichen Kenntnis . Gegen Zuwiderhandlungen wird
nachdrücklichst eingeschritten werden. Verbotswidrige
Neuanpflanzungeu von Topinamburs werden aufGrund des § 30 P .StG .B. beseitigt werden.

Karlsruhe , den 7. März 1923 . O .Z .22
Bezirksamt .

MMvllfteiMiig
aus Domänenwaldungen
des Fsrftamt » Konstanz
am Freitag , de« 16 . März
im Engel in Allensbach,
a ) Kleinverfieigernng um

9.30 vorm. 145 fm Radei¬
stämme und Abschnitte, 42
km Buchen, 10 im Eicheu-
86 Stück Eschen IV .—VL ,
11 . Ahorn V.—Vf ., 4

Hainbuchen IV . u . V ., 2
Sier Hainbuchen» und 9
Ster Eichennutzscheiter .
Zugelaffen werden nur
Handwerker, die eine Be¬
scheinigung ihrer Organi¬
sation und Selbstverbrau -
cher, die «ine solche ihres
Bürgermeisteramtes vor¬
legen. R .395

b) Stangeaversteigerung
um 2.15 nach« . 186 Laub¬

holzstangen I .—III . Kl.,
1820 Baustangen I . u. II .
Kl. , 4505 Hopfenstange«,Reb- und Bohnenstecken .

Für beide Versteigerun -
gen Barzahlung innerhalb
vier Wochen ._ _

AlWlMIlNs.
Das Forstamt St . Blä¬

sten verkauft freiäändig
gegen Barzahlung inner¬
halb 4 Wochen : Los I :
121 km Nadelstämme I.
Kl., Los II : 65 fm II .
Kl., Los III : 4,54 fm Bu -
chenabschnitte . Angebote
sind bis längstens am 20.
März 1923 beim Forstamt
einzureichen. R .390

Das Staatliche Por -
phyrwerk Dossenheim, Ba¬
den, verkauft eine ge¬
brauchte, guterbaltene

Badenia «
Heitzdampflokomobile

von 120 PS . sowie einen
betriebsfähigen Dampf¬
kessel Heizfläche 70 gm.
Rostfläche 1 .95 qm.

Verkanfsbedingungen u.
Angebotlwordruckefind ge-
gen Einsendung von 200
Mark nebst Freiumschlag
bei der Verwaltung de»
Werkes erhältlich . Die Zu¬
schlagsfrist läuft bt» M.
März 1923, abend « « ha,

Druck der Karlsruher Zoitung .
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